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Sehr geehrte/r       , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Auswahl aktueller Entscheidungen 

Keine Verlustabzugsbeschränkung nach § 10d Abs. 2 Satz 1 EStG im Rahmen einer 
endgültigen Abwicklungsbesteuerung  

Mit Urteil vom 18. September 2018 (6 K 454/15 K) hat das Finanzgericht Düsseldorf entschieden, dass nach Abschluss 
eines Insolvenzverfahrens sog. Zwischenveranlagungen aufzuheben sind und eine Verrechnung von Gewinnen und 
Verlusten des gesamten Liquidationszeitraumes ohne Berücksichtigung der Verlustverrechnungsbeschränkung nach der 
sog. Mindestbesteuerung zu erfolgen hat. 

Der Kläger war zum Insolvenzverwalter einer GmbH bestellt worden. Das Insolvenzverfahren wurde im Jahr 2003 eröffnet. 
Am 15. März 2015 erstellte der Kläger die Schlussbilanz der GmbH, das Insolvenzverfahren wurde im Juli 2017 
aufgehoben. Das beklagte Finanzamt setzte die Körperschaftsteuer zunächst für den Veranlagungszeitraum 2003 bis 2005 
fest, wobei es den Grundabzugsbetrag i.H.v. 1 Mio. Euro nach der sog. Mindestbesteuerung in diesem Zeitraum lediglich 
einmal berücksichtigte. Für die Jahre 2006 bis 2015 setzte das Finanzamt die Körperschaftsteuer jährlich fest. Der Kläger 
beantragte im Jahr 2018 beim Finanzamt die Aufhebung der vorliegenden Veranlagungen der GmbH und den Erlass eines 
Körperschaftsteuerbescheides für den Zeitraum der Abwicklung 2003-2015, wobei die Berechnung der Steuer ohne 
Anwendung der Mindestbesteuerungsregelung begehrt wurde. Dies lehnte der Beklagte ab.  

Der hiergegen gerichteten (Sprung-)Klage verhalf das Finanzgericht Düsseldorf zum Erfolg. Nach Auffassung des Senats 
handelt es sich bei den vorliegenden Veranlagungen für die Jahre 2003-2015 nur um vorläufige Zwischenveranlagungen, 
die am Ende des Abwicklungszeitraums durch einen Bescheid zu ersetzen sind, in dem der Gewinn bzw. der Verlust für 
den gesamten Abwicklungszeitraum ermittelt wird. Hierfür spreche, dass das Gesetz die Bestimmung der Länge der 
Besteuerungszeiträume im Liquidationsfall in das Ermessen der Finanzverwaltung stelle. Würden die Veranlagungen als 
endgültig verstanden, stünde im Ergebnis auch die Höhe der entstehenden Steuer im Ermessen der Finanzverwaltung, 
was mit dem Grundsatz der leistungsgerechten Besteuerung unvereinbar sei. 

Im Rahmen einer endgültigen Abwicklungsbesteuerung sei die Mindestbesteuerungsregelung verfassungskonform 
auszulegen und um ein ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal zu ergänzen, dass die Mindestbesteuerung nur eingreife, 
soweit sie keine definitive Besteuerung auslöse. Dies ergebe sich u.a. aus der Gesetzesbegründung, wonach durch die 
Mindestbesteuerung keine Verluste endgültig verloren gehen sollten.  

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig; das Finanzgericht hat die Revision zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzlicher 
Bedeutung zugelassen. 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 454/15 K  

 

Beschränkte Steuerpflicht bei Zinseinnahmen aus Wandelanleihen  

Mit Urteil vom 06. Dezember 2017 (2 K 1289/15 H) hat das Finanzgericht Düsseldorf entschieden, dass Zinseinnahmen 
aus Wandelanleihen zu den inländischen Einkünften im Sinne der beschränkten Einkommensteuerpflicht gehören, wenn 
der Schuldner der Erträge seinen Sitz im Inland hat.  

Die Klägerin ist im Inland  nicht unbeschränkt steuerpflichtig. In den Streitjahren 2012 und 2013 erzielte sie Zinserträge 
aus Wandelanleihen. Emittentin der Anleihe und Schuldnerin der Kapitalerträge war die im Inland ansässige Beigeladene. 
Bei der Auszahlung der Zinsen an die Klägerin hatte die Beigeladene keine Kapitalertragsteuer einbehalten und abgeführt. 

Das beklagte Finanzamt erließ daraufhin einen Bescheid, mit dem es die Beigeladene für die Kapitalertragsteuer in Haftung 
nahm. Dagegen richtete sich die Klage der Anlegerin. Sie machte geltend, dass die Zinsen keine inländischen 
Kapitaleinkünfte seien. Es sei nicht zu beanstanden, dass die Beigeladene ihr die Zinsen ohne Einbehalt von 
Kapitalertragsteuer ausgezahlt habe. 

Das Finanzgericht Düsseldorf hat die Klage abgewiesen und ausgeführt, dass die Beigeladene zu Recht als 
Haftungsschuldnerin in Anspruch genommen worden sei. Die Zinsen aus der Wandelanleihe gehörten zu den inländischen 
Einkünften der Klägerin. Die Beigeladene hätte daher bei Auszahlung der Zinsen Kapitalertragsteuer einbehalten und 
abführen müssen. 

Die Qualifikation als inländische Einkünfte ergebe sich aus der Regelung des § 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a letzter Halbsatz 
EStG. Zur Begründung stellte der Senat maßgeblich auf den Wortlaut des Gesetzes ab; Wandelanleihen seien in dieser 
Vorschrift ausdrücklich genannt. Dadurch seien die Zinsen aus Wandelanleihen - im Gegensatz zu den übrigen Einnahmen 
aus sonstigen Kapitalforderungen - ausdrücklich dem Buchst. a der Vorschrift zugeordnet. Die Ausnahmeregelung des 
§ 49 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. c Doppelbuchst. aa Satz 2 EStG sei entgegen der Auffassung der Klägerin nicht einschlägig. 

Auch die historische Auslegung des Gesetzes spreche für diese Auslegung. Unabhängig von der Ausnahmeregelung für 
Teilschuldverschreibungen sei für Erträge aus Wandelanleihen  eine beschränkte Steuerpflicht geschaffen worden. Der 
Gesetzgeber habe Einkünfte aus Wandelanleihen ohne Rücksicht auf eine dingliche Sicherung der beschränkten 
Steuerpflicht unterwerfen wollen, wenn der Schuldner seinen Wohnsitz, Geschäftssitz oder Sitz im Inland hat.  

Die vom Finanzgericht zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az. I R 6/18 anhängig. 

Die Entscheidung im Volltext: 2 K 1289/15 H 

  

Weitere aktuelle Entscheidungen 

Einkommensteuer 

Zur Abgrenzung von land- und forstwirtschaftlichen und gewerblichen Einkünften bei gemeinschaftlicher 
Tierhaltung 

Die Entscheidung im Volltext: 10 K 2662/14 F 

  

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/6_K_454_15_K_Urteil_20180918.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2017/2_K_1289_15_H_Urteil_20171206.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/10_K_2662_14_F_Urteil_20180904.html


Umsatzsteuer 

Zur Berichtigung des Vorsteuerabzugs nach § 15 a UStG 

Die Entscheidung im Volltext: 1 K 1352/17 U 

  

Kindergeld 

Erneut: Kindergeldanspruch bei mehraktigen Ausbildungsmaßnahmen 

Die Entscheidungen im Volltext: 7 K 1149/18 Kg und 7 K 850/18 Kg  

  

Verbrauchsteuern 

Zu den Voraussetzungen der Steuerentlastung nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d EnergieStG 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 1483/17 VE 

  

 

In eigener Sache 

Reminder: Vortragsveranstaltung am 22.11.2018  

"Aktuelle Brennpunkte der Gesellschafterbesteuerung"  

Zur gemeinsamen Vortrags- und Diskussionsveranstaltung der Deutschen Steuerjuristischen Gesellschaft und des 
Finanzgerichts Düsseldorf am Donnerstag, dem 22.11.2018, von 17.00 bis 19.00 Uhr, im Weiterbildungszentrum der 
Volkshochschule Düsseldorf, Bertha-von-Suttner-Platz 1, können Sie sich weiterhin anmelden.  

Programm:  

Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Michael Wendt: 
Aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zur Realteilung von Mitunternehmerschaften 

Leitender Regierungsdirektor Ralf Neumann, Vorsteher des Finanzamts für Groß- und Konzernprüfung Aachen: 
Ausfall von Gesellschafterdarlehen bei natürlichen Personen 

Steuerberater Markus Suchanek, Kanzlei Flick Gocke Schaumburg: 
Ausfall von Gesellschafterdarlehen bei Körperschaften 

Moderation: Richter am FG Dr. Christian Graw 

Im Anschluss an die Vortrags- und Diskussionsveranstaltung findet im Casino des nahe gelegenen Finanzgerichts 
(Erdgeschoss des Gerichtsgebäude) ein kleiner Imbiss statt, zu dem alle Teilnehmer herzlich eingeladen sind. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/1_K_1352_17_U_Urteil_20180928.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/7_K_1149_18_Kg_Anerkenntnisurteil_20180926.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/7_K_850_18_Kg_Urteil_20180926.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2018/4_K_1483_17_VE_Urteil_20180613.html


Bitte melden Sie sich hier an! 

 

Quelle: Justiz NRW 

  

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 

 

https://www.justiz-veranstaltungen.nrw.de/fgdgesellschafterbesteuerung
http://www.nrwe.de/
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/behoerde/presse/newsletter/index.php
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